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Kein Atomausstieg

Im Gegensatz zu Deutschland wies Sarkozy die Frage 

nach einem Atomausstieg konsequent zurück: Für  

den französischen Staatschef stellen die Ereignisse  

in Japan nicht die Energiestrategie Frankreichs, die im 

Wesentlichen auf der Atomenergie beruht, in Frage. 

Der französische Atompark sei sicher, weshalb man 

auch die Ausschreibungen aufgrund der höheren 

Preise in den Emiraten verloren habe, erklärte der 

Präsident am 14. März vor der Führung seiner Partei. 

Deshalb bestehe nicht die Option eines Atomausstiegs, 

er wolle die Energieunabhängigkeit Frankreichs eben-

so wie die Politik der erneuerbaren Energien und  

die Reduzierung des Energiekonsums beibehalten. 

Umweltministerin Kosciusko-Morizet fügte ihrerseits 

hinzu: „Man kann nicht den Elektrizitätsbedarf eines 

ganzen Landes allein durch Erneuerbare Energien 

decken.” Premierminister François Fillon schlägt eine 

Überprüfung der Sicherheit des mit 58 Kernkraft-

werken zweitgrößten Atomparks der Welt vor. „Es ist 

genauso absurd die Atomenergie nach dem Unfall 

jetzt zu verdammen wie so zu tun, als betreffe er  

uns nicht”1, so Fillon. Hierzu soll eine Expertenrunde 

im April die notwendigen Kriterien aufstellen. 

Eine langjährige Konsensfrage,  

die jedoch in Frage gestellt wird

Haushaltsminister François Baroin erinnerte daran, 

dass die Atomenergie eine von allen Regierungen  

seit vierzig Jahren geteilte Entscheidung darstelle.2 

Die Parti Socialiste (PS) teilte jedoch in einem Com-

muniqué mit3, dass die Atomkraft an einige Bedingun-

gen gebunden sei: Transparenz, Sicherheit, öffentliche 

Kontrolle und Überprüfung. Über den Energie-Mix solle 

nachgedacht werden, um den Anteil der Atomkraft zu 

reduzieren und den der Erneuerbaren Energien zu 

erhöhen. Die Debatte sei aber auch innerhalb der Parti 

Socialiste strittig, wie Aurélie Filippetti, Generalsekre-

tärin der PS zuständig für Energie, erklärte, indem sie 

die „veraltete Vision” der Partei hinsichtlich der Atom-

kraft kritisierte und eine „Doktrinänderung” befürwor-

tete.4 

Die Kernenergie in der Wahlkampagne 

2012

Die möglichen Kandidaten zur Präsidentenwahl 2012 

vertreten verschiedene Meinungen bezüglich der 

Kernenergie.5 Dominique Strauss-Kahn (PS) befürwor-

tet traditionell die Kernenergie, ebenso wie die Parti 

Communiste Français (PCF) und Marine Le Pen (Front 

National). Andere wie Martine Aubry (Generalsekretä-

rin der Parti Socialiste), Nicolas Hulot (ökologische 

Positionen) und François Bayrou (Modem) wünschen 

eine Debatte, ebenso fordert Dominique de Villepin 

(ehemaliger UMP-Premierminister) eine umfassende 

öffentliche Debatte „Grenelle de l’énergie” wünscht. 

Jean-Luc Mélanchon (Parti de gauche) und Eva Joly 

(Ökologische Partei) kämpfen gegen die Kernenergie. 

Die Energiefrage wird den Kern der Diskussionen 

zwischen der Parti Socialiste und der Ökologischen 

Partei in der Wahlkampagne 2012 bilden.6 Einzig die 

Ökologische Partei forderte die Organisation eines 

Referendums über den Ausstieg aus der Atomenergie.7 

Zwar erkannte die Regierung am 16. März das Aus-

maß der Katastrophe größer als das in Tschernobyl  

an, die Idee eines Referendums wies Sarkozy jedoch 

konsequent zurück.

Die Rolle der Behörden

Industrie- und Energieminister Éric Besson erklärte, 

dass Frankreich eines der wenigen Länder sei, in  

dem die Erlaubnis zur Laufzeitverlängerung der Kern-

kraftwerke von Fall zu Fall erfolge und die unabhängi-

ge Behörde für Nuklearsicherheit (ASN, Autorité de 

Sûreté Nucléaire) die Möglichkeit besitze, den Betrieb 

der Anlagen ruhen zu lassen. 

Frankreich
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Besonders deutlich übte der sozialistische Energiemi-

nister Paul Magnette Kritik an der deutschen Position: 

Damit werde die europäische Energiesicherheit ge-

fährdet. Der christdemokratische Präsident Flanderns, 

Kris Peeters, sowie Politiker anderer Parteienfamilien 

befürchten infolgedessen nun eine Steigerung der 

Elektrizitätspreise in Belgien.
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Le Figaro erinnerte jedoch daran, dass die Beziehun-

gen zwischen den Betreibern und der Behörde teils 

gespannt sind. EDF, Areva und CEA (Commissariat à 

l’Énergie Atomique) beklagten eine zu große Ein-

mischung der Behörde.8

Die Auswirkungen für die Betreiber

Derweil erwog die Zeitung Le Monde die wirtschaft-

lichen Auswirkungen für Frankreich. Diese werden als 

schwerwiegend eingeschätzt, da sich die Zahl der 

Abnehmerländer für die Europäischen Druckwasser-

reaktoren vermindere, weshalb Frankreich versucht, 

die Sicherheit seiner Reaktoren der dritten Generation 

anzupreisen.9

Anne Lauvergeon, die Präsidentin des französischen 

Atomkonzerns Areva, verteidigt das Angebot des 

Unternehmens: die von Areva gebauten Kernkraft-

werke seien teurer, weil sie sicherer und moderner 

seien. Nach dem Unfall in Japan sei „die Billig-Kern-

energie keine Frage mehr”10, so Lauvergeon. 
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Grossbritannien
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Seit Freitag, dem Unglückstag in Japan, wird in den 

britischen Medien ausführlich über die Katastrophe  

im Norden Japans, ausgelöst durch das Erdbeben und 

dem darauffolgenden Tsunami, berichtet. Der briti-

sche Premierminister reagierte noch am ersten Tag, 

dem 11. März 2011, und übermittelte dem japani-

schen Volk alle Sympathie und versicherte alle Hilfe, 

die Japan von Großbritannien bräuchte. 

Großbritannien beteiligte sich an den Rettungsbemü-

hungen bei der Suche nach Überlebenden, wobei am 

17. März die Helfer zurückkehrten. Ab dem 16. März 

empfahl das Außenministerium britischen Staatsange-

hörigen, die sich in Tokio oder im Norden Japans 

aufhalten, das Land zu verlassen.

Zunehmend mit dem Ausmaß der Katastrophe am 

Kernkraftwerk in Fukushima lag der Fokus der Bericht-

erstattung auf den Vorgängen in den Reaktoren. Aus-

führlich wurden die vermuteten Reaktionen in der 

Anlage beschrieben, allgemein über die Wirkungswei-

se der Kernkraftwerke aufgeklärt und die Bemühungen 

in Japan, die zur Kühlung der Reaktoren vorgenom-

men werden, erläutert.

Eine Debatte über die friedliche Nutzung von Kern-

energie ist in Großbritannien trotz der Entwicklungen 

im Kernkraftwerk Fukushima kaum wahrzunehmen. 

Weder fanden Demonstrationen statt, noch entwickelt 

sich eine lebhafte Debatte über das Für und Wider von 

Atomenergie. 


